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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 158/07 B 
 
L 3 U 1121/03 (Hessisches LSG) 
S 4/3 U 1250/00 (SG Kassel) 
 
 
 
 
.................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  .........................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juni 2007 durch den  

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 27. Februar 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete Beschwerde, die auf den Zulassungsgrund einer Abweichung gestützt wird, ist 

unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass die Zulassungs-

gründe schlüssig dargetan werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 

und 179 mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung hat der Beschwerdeführer nicht 

hinreichend Rechnung getragen. 

 

Eine Abweichung (Divergenz) iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinreichend dargetan, 

wenn schlüssig aufgezeigt wird, mit welchem genau bestimmten entscheidungserheblichen 

Rechtssatz die angegriffene Entscheidung des LSG von welcher genau bestimmten rechtlichen 

Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

(GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 21, 29 und 54). Eine Divergenz liegt nicht schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung 

nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt 

hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesen Kriterien - ausdrücklich - widersprochen, also 

andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Die Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall 

rechtfertigt nicht die Zulassung der Revision wegen Abweichung (vgl Krasney/Udsching, aaO, 

RdNr 196 mwN; BSG SozR 1500 § 160a Nr 29; BSG Beschlüsse vom 18. Juli 2000 - B 2 U 

160/00 B - und 18. September 2000 - B 2 U 244/00 B -). 

 

Diesen Anforderungen entspricht der Vortrag des Klägers nicht. Er trägt vor, die angefochtene 

Entscheidung des LSG weiche von dem Urteil des BSG vom 27. Juni 2006 - B 2 U 13/05 R - 

ab, mit dem das BSG die Sache zur erneuten Verhandlung an das Berufungsgericht 

zurückverwiesen habe, weil aus dem dortigen Berufungsurteil nicht hervorgehe, aus welchen 

medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen folge, dass zum sog "belastungskonformen 

Schadensbild" und zum sog "Hamburger Konsens" ein tragfähiger wissenschaftlicher Konsens 

bestehe. Im vorliegenden Fall liege es genauso, da das LSG seine tragenden Urteilsgründe auf 

den "Hamburger Konsens" stütze, wonach zur Anerkennung einer Berufskrankheit der 

Lendenwirbelsäule ein "belastungskonformes Schadensbild" verlangt werde, wie an mehreren 

Stellen der Begründung, insbesondere seine Bezugnahme auf "die von Prof. Dr. S       

herangezogenen aktuellen Konsensempfehlungen" deutlich werde. 

 

Damit legt er indes keine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG dar, sondern er rügt, die 

Entscheidung des Berufungsgerichts genüge nicht den vom BSG aufgestellten Kriterien. Ein 
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ausdrückliches Aufstellen von einander abweichender abstrakter Rechtssätze, wie es die Darle-

gung der Divergenz verlangt, trägt er hingegen nicht vor. 

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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